
N i e d e r s c h r i f t 

 
 

über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderats der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, 17.02.2021 
 
 

im Bürgersaal Wiernsheim. 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die erschienenen Bürgerinnen und 
Bürger, Vertreter der Presse und natürlich die Gremiumsmitglieder herzlich und stellt 
fest, dass die Sitzungsunterlagen dem Gremium rechtzeitig zugegangen sind.  
 
Sodann tritt er in die Tagesordnung ein. 



TOP 1 Bebauungsplanverfahren und Verfahren zu den Örtlichen 
Bauvorschriften „Seite“ 

-   Abwägung der im Rahmen der Offenlage und der erneuten 
Offenlage eingegangenen Stellungnahmen 

-  Satzungsbeschlüsse 
 
BM Oehler weist eingangs darauf hin, dass der Tagesordnungspunkt vertagt werden 
müsse, da Frau Schäfer des Architektenbüros Baldauf krankheitsbedingt ausgefallen 
sei. Ohne ihre Durchführung der Abwägungen in der Sitzung könne über die 
Abwägung nicht beschlossen werden. Er verweist ferner auf die neu angesetzte 
Sitzung am 03.03.2021, in der über den Tagesordnungspunkt beraten und 
beschlussgefasst werden soll. 
 
 
 
 
 



TOP 2  Organisation der Landtagswahl am Sonntag, 14.03.2021  
-   Information der Verwaltung - Beratung und Beschlussfassung 

über die Entschädigung der Wahlhelfer  
 
BM Oehler verweist eingangs auf die Drucksache und übergibt das Wort an stv. 
Hauptamtsleiterin Frau Tsirogiannis. Diese führt anhand der Drucksache die 
wesentlichen pandemiebedingten Änderungen wie beispielsweise die Wahllokale in 
den jeweiligen Hallen und den neu gebildeten zweiten Briefwahlbezirk aus.  
 
Sodann erfolgt die 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat Wiernsheim beschließt einstimmig, die Satzung über die 
Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit anzuwenden und den Wahlhelfern 
zudem ein Erfrischungsgeld entsprechend der Bundeswahlordnung zu 
gewähren. 
 



 
TOP 3  Kindergartengebühren Januar 2021  
-   Beratung und Beschlussfassung über den Erlass der Gebühren 
 
BM Oehler verweist auf die Drucksache und schildert den Sachverhalt anhand der 
Drucksache. Da zwischenzeitlich bekannt wurde, dass die Kindergärten zum 
22.02.2021 wieder öffnen sollen, soll auch über den Monat Februar 2021 
beschlussgefasst werden, um den Eltern Planungssicherheit zu gewähren. 
Da die Kindertageseinrichtung im Dezember für 5 Tage schließen musste und 
lediglich Notbetreuung angeboten wurde, gleicht sich diese Woche mit der letzten 
Februarwoche aus, in der die Einrichtungen wieder öffnen. Somit unterbreitet BM 
Oehler dem Gremium den Vorschlag, die Benutzungsgebühren Kita und Mensa (Kita 
und Schule) für Januar und Februar 2021 zu erlassen. Die Notbetreuung soll wie im 
vergangenen Jahr tagesweise abgerechnet werden. 
 
Ohne weitere Aussprache erfolgt die 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat Wiernsheim beschließt einstimmig, die Kindergarten- und 
Krippenbetreuungsgebühren sowie das Mensaessen für die Monate Januar 
und Februar 2021 zu erlassen. 
Der Gemeinderat Wiernsheim beschließt einstimmig, dass für die Familien, 
deren Kinder die Notbetreuung in Anspruch genommen haben, die Kita-
Gebühren nach einem Tagessatz abgerechnet werden. 
 
 



TOP 4 Jahresabschluss 2017 der Gemeinde Wiernsheim  
-  Beratung und Beschlussfassung 
 
BM Oehler verweist auf die Drucksache und übergibt das Wort an stv. Kämmerin 
Christian. Diese führt die wesentlichen Positionen des Jahresabschlusses 2017 aus. 
 
GR Blessing fragt, weshalb die Sonderposten für geleistete Investitionszuschüsse in 
2017 stark angestiegen sind. 
 
Stv. Kämmerin Christian erklärt, dass dies in dem Gemeinderatsbeschluss vom 
02.03.2016 begründet ist, in welchem festgelegt wurde, dass man auf den Ansatz 
von allen geleisteten Investitionszuschüssen in der Eröffnungsbilanz 2017 verzichtet 
und man lediglich die Umlagen an den Abwasserzweckverband übernimmt. Der 
Betrag von ca. 135.500 Euro, der sich im Laufe des Jahres angesammelt hatte, 
setze sich zusammen aus den Kapitalumlagen an das Altenpflegeheim Heckengäu 
sowie aus Zuschüssen im Rahmen der Sanierungsgebiete. 
 
Stv. Kämmerin Christian führt weiter aus, dass der Schuldenstand zum 31.12.2017 
509.200 Euro betrug, was einer Pro-Kopf-Verschuldung von 77 Euro entspreche. 
 

Sodann erfolgt die 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat Wiernsheim stimmt dem Jahresabschluss der Gemeinde 
Wiernsheim für das Jahr 2017 einstimmig in der ihm vorliegenden Form zu. 
 
 
 



 

TOP 5 Jahresabschluss 2017 der Gemeindewerke Wiernsheim                          
– Wasserversorgung  

-  Beratung und Beschlussfassung 
 
BM Oehler verweist erneut auf die Drucksache und übergibt das Wort an stv. 
Kämmerin Christian. Diese führt erneut die wesentlichen Positionen des 
Jahresabschlusses 2017 der Gemeindewerke Wiernsheim aus. Sie weist darauf hin, 
dass beide Jahresabschlüsse bereits im Verwaltungsausschuss vorberaten wurden. 
 
Sodann erfolgt die 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat Wiernsheim stimmt dem Jahresabschluss der 
Gemeindewerke Wiernsheim – Wasserversorgung für das Jahr 2017 
einstimmig in der ihm vorliegenden Form zu. 
 
 
 



TOP 6  Solarpark Wiernsheim Zwergberg 
-   Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplans 
-   Aufstellung Bebauungsplan  
-   Beratung und Beschlussfassung 
 
BM Oehler verweist auf die Drucksache und stellt Herrn Morath, Projektleiter 
Photovoltaik der EnBW vor.  
 
Herr Morath stellt die wesentlichen Eckpunkte des Vorhabens anhand der 
Sitzungsunterlagen vor. Er geht hier auf die verschiedenen Komponenten der 
Planung ein und berichtet, dass  die EnBW die Bürgerschaft im Laufe der Planung 
immer wieder informieren möchte. Hier gehört ebenfalls die Möglichkeit der 
Bürgerschaft dazu, in das Projekt des Solarparks zu investieren. 
 
GRin Flattich möchte wissen, in welcher Höhe man sich als Bürger/in beteiligen 
könne. 
 
Herr Morath erwidert, dass es hier zwei Bausteine gebe. Zum einen bestünde die 
Möglichkeit einer Projektgesellschaft oder eines Nachhangdarlehens zwischen ca. 
500 bis 1.000 Euro, das über mehrere Jahre mit einem gewissen Zinssatz verzinst 
wird.  
 
GRin Brandauer fragt, wann man die Bürgerschaft hiervon unterrichten möchte. 
 
Der EnBW-Vertreter spricht sich für eine Information aus, sobald die Bauleitplanung 
abgeschlossen ist. Dies soll beispielsweise in Form eines Richtfestes geschehen. 
 
GRin Flattich möchte wissen, welche Form der Beteiligung letztendlich festgelegt 
werde. 
 
Herr Morath verweist auf die Gemeinde als Entscheidungsträger. 
 
GR Bäuerle fragt, ob dem Vorhaben alle Eigentümer und Pächter zugestimmt haben 
und ob die Fläche später noch erweitert werden könne. Außerdem müsse er dem 
Vorhaben widersprechen. 
 
BM Oehler informiert, dass die EnBW mit allen Eigentümern gesprochen habe und 
diese dem Vorhaben nicht widersprechen. Es handele sich hier um einen 
abgestimmten Geltungsbereich. Eine Erweiterung des Bebauungsplans sei möglich, 
muss jedoch erneut von dem Gremium beschlossen werden und stehe derzeit nicht 
zur Debatte.  
 
GR Bäuerle moniert, dass die Pächter der Grundstücke nicht mit dem Vorhaben 
einverstanden seien und dass es für Eigentümer durchaus lukrativ sei, während den 
Pächtern Flächen entzogen würden. 
 
GR Hudak äußert sich bezüglich der Planung dahingehend, dass dies nun der zweite 
Solarpark in Wiernsheim sei und nun insgesamt 16 Hektar an Flächen genutzt 
werden sollen, während die Wohnbebauung letztes Jahr durch den Bürgerentscheid 
nicht gewollt war. Der Bedarf an der Stromversorgung sei durch einen Solarpark 
nahezu gedeckt. Wiernsheim müsse darüber hinaus nicht für die Stromversorgung 



anderer Kommunen sorgen. Er bevorzuge bei der Errichtung des Solarparks den 
Einwand von Herrn Blessing bezüglich der höhergestellten Anlage, unter der 
weiterhin Landwirtschaft stattfinden kann. 
 
Herr Morath entgegnet, dass er die Einwände verstehen könne und er als 
Projektleiter all diese Komponenten als Kompromiss zwischen der Energiewende 
und der Artenvielfalt sowie der Landwirtschaft berücksichtigen werde. Er sieht es als 
wichtig an, dass alle Akteure involviert sind. Im Zuge der Bauleitplanung werden alle 
Aspekte durch die verschiedenen Behörden geprüft. 
 
BM Oehler ergänzt, dass alternativ die Windkraft in Baden-Württemberg durch die 
Landesregierung vorangetrieben werde und dass er in einem Solarpark eine 
ökologische Anlage sieht, in der Kleintiere zwischen den landwirtschaftlichen Flächen 
weiterleben können. Er betont, dass weiterhin das Eigentum schwerer gewichtet 
werden sollte, als die Pachtverhältnisse zwischen Eigentümer und Pächter. 
 
GR Blessing bezieht sich auf die Photovoltaikanlage in Iptingen, die im Dezember 
beschlossen wurde und zieht das Vorhaben vor, da hier der Eigentümer auch 
Bewirtschafter sei. Er ging davon aus, dass die Nachfrage mit der beschlossenen 
Anlage gedeckt sei. 
 
BM Oehler entgegnet, dass das Vorhaben der EnBW bereits im Gremium bekannt 
war. 
 
GR Bäuerle moniert die gute Qualität der Fläche, die dadurch entfalle und fragt, 
warum die Gemeinde selbst keine Anlagen baut und die Bürger beteiligt. 
 
GR Stuible äußert, dass es dafür solche ausgebildeten Dienstleister wie die EnBW 
gebe und dass eine Energiewende solche Maßnahmen fordert. Durch die Anlage in 
Iptingen seien lediglich 70 Prozent der Haushalte ohne sonstige Gewerbeflächen 
gedeckt. Eine Energiewende kann nicht erfolgen, wenn jede Kommune sich gegen 
solche Flächen verwehre. 
 
GRin Flattich möchte wissen, warum man die Anlagen nicht zunächst auf Dächern 
verbaue. 
 
Der EnBW-Vertreter informiert, dass dies ebenfalls ein wichtiger Baustein sei, der 
parallel verfolgt wird. Die Photovoltaik-Freifläche in Form eines Solarparks sei hier 
jedoch im Vergleich am kostenärmsten und daher weltweit beliebt. Durch den Park 
entstehe die Möglichkeit, zusammen mit der Bürgerschaft langfristig in die Gemeinde 
zu investieren. 
 
GR Idziok verweist auf die Energiewende, die erfolgen soll und die Wahl zwischen 
Windkraft in Form von Windrädern oder Photovoltaik in Form von Solarparks. Hier 
müsse man sich entscheiden, welche Option gewollt ist. 
 
BM Oehler  ergänzt, dass der Solarpark als Grüninsel wesentlich umweltfreundlicher 
sei als Windkraft und dass man für die Energiewende Opfer in Form von 
beanspruchter Fläche aufbringen müsse. 
 



GR Bäuerle äußert, dass die Landwirtschaft nicht unökologisch sei und möchte 
wissen, wie mit weiteren Flächen umgegangen werde. 
 
BM Oehler entgegnet, dass dies stets durch den Gemeinderat entschieden werden 
müsse. Heute gehe es nur um das Vorhaben der EnBW, über das beschlussgefasst 
wird. 
 
GR Blessing fragt nach der Möglichkeit, sich diese Fläche als Ökopunkte 
anzurechnen.  
 
Herr Morath erwidert, dass dies regulatorisch leider nicht möglich sei. Die EnBW sei 
bei weiteren Fragen jederzeit zu einem Austausch mit den Landwirten bereit. 
 
GRin Sadler-Glos moniert die Geschwindigkeit des Vorhabens und merkt an, dass 
sie von dem Vorhaben nicht gewusst habe. Sie ziehe die Anlage in Iptingen vor, da 
hier der Eigentümer Bewirtschafter der Fläche sei und kann diesem Vorhaben nicht 
zustimmen, da die Existenz der Pächter bedroht werde. 
 
GR Janowsky möchte wissen, ob die Anlage nach der Laufzeit von 30 Jahren 
abgebaut werden müsse. 
 
Der EnBW-Vertreter könne dies zum heutigen Stand nicht beantworten. 
Grundsätzlich kommt es auf die Einwilligung der Eigentümer und die politischen 
Gegebenheiten an. 
 
GR Stuible merkt an, dass man das Vorhaben nicht mit versiegelten Flächen 
vergleichen könne, da die Flächen der Landwirtschaft auch nicht dauerhaft entzogen 
würden. 
 
Sodann erfolgt die  
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt bei 7 Gegenstimmen 
und zwei Enthaltungen für den im Vorentwurf dargestellten Geltungsbereich 
nach § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 12 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), unter Beachtung des § 18 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.07.2000, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21.05.2019 (GBl. S. 161, 186) die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes „Solarpark Wiernsheim Zwergberg“. Der im Vorentwurf 
dargestellte Geltungsbereich ist damit Teil der Beschlussfassung.  
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt auf Grundlage des 
vorliegenden Vorentwurfs des Bebauungsplanes bei 7 Gegenstimmen und zwei 
Enthaltungen die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung durch das 
Planungsbüro gutschker & dongus GmbH. Die Planungskosten übernimmt der 
Vorhabenträger.  
 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt bei 7 Gegenstimmen 
und zwei Enthaltungen weiterhin, dass der Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 
3 im Parallelverfahren geändert werden soll. Die GVV Heckengäu wird 



beauftragt, die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Seite 3 von 3 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
 
 



TOP 7  Annahme einer Spende  
-   Beratung und Beschlussfassung 
 
BM Oehler verweist eingangs auf die Drucksache und bedankt sich im Namen der 
Gemeinde herzlich bei der Rolf-Scheuermann-Stiftung sowie bei der Sparkasse 
Pforzheim-Calw. 
 
Ohne weitere Aussprache erfolgt die 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat Wiernsheim beschließt einstimmig, die in der Drucksache 
aufgeführten Spenden nach & 78 Abs. 4 GemO endgültig anzunehmen. 
 



TOP 8 Verschiedenes 
 
Spielplatz Kreuzbachhalle 
BM Oehler verweist auf die Tischvorlage und den darin aufgeführten Vergabebericht 
für den Spielplatz Kreuzbachhalle. 
 
Kunstrasenplatz Wiernsheim 
BM Oehler informiert, dass der Kunstrasenplatz nun voraussichtlich knapp 1 Million 
Euro kosten wird. Diesbezüglich wird er das Gremium weiterhin informieren. 


